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ZUM START

Liebe Kolleginnen. liebe Kollegen!

Mit dem Ihnen hier vorliegenden Informationsblatt unternimmt die
Bundeskonferenz des wissenschaftlichen und künstlerischen
Personals einen neuen Anlauf zur Verbesserung der Kommunikation
innerhalb des Mittelbaues. Wie viele von Ihnen sich vielleicht
noch erinnern, hat es schon zwischen 1979 und 1984 “Hochschul
politische Informationen der Bundeskonferenz“ gegeben. Sie waren
damals sowohl von der redaktionellen Arbeit wie von den Kosten
der Drucklegung her mit relativ hohem Aufwand verbunden. Seitdem
gab es in der Bundeskonferenz immer wieder Diskussionen über
eine möglichst effiziente und kostengünstige Gestaltung des
Mitteilungsblattes, mit dem - regelmäf3ig und vor allem bei
Bedarf möglichst rasch - aktuelle Informationen wie auch Be
richte über Aktivitäten und die hochscliulpc‘litische Arbeit der
Bundeskonferenz direkt an die Kollegen/innen an den einzelnen
Universitäten und Hochschulen weitergegeben werden können. Wir
haben uns deshalb entschlossen, auf alle eventuellen druck
technischen Finessen und jeden gröl3eren Aufwand hei der Auf
machung zugunsten der Möglichkeit eines häufigeren Erscheinens
zu verzichten. Wir haben uns vor allem vorgenommen, möglichst
flexibel hinsichtlich einer unter Umständen auch kurzfristigen.
spontanen Themenwahl und des jeweils notwendigen Umfanges der
einzelnen Nummern zu bleiben. fest eingeplant ist dagegen. zu
mindest einmal pro Semester unser Informationsblatt einer
möglichst eingehenden Auseinandersetzung mit einem bestimmten
Themenschwerpunkt zu widmen. Wir sind ganz besonders daran
interessiert, unser Informationsblatt nicht zu einem Einbahn
system werden zu lassen, indem wir lediglich Mitteilungen an Sie
herantragen, ohne unsererseits Ihre Meinung zu erfahren oder
Rückmeldungen zu erhalten. Wir ersuchen Sie daher gleich zu
Startbeginn sehr herzlich um Ihre Mitarbeit in Form von Leser
briefen. Diskussionsbeiträgen, etc. ‚ die wir im Rahmen der
folgenden Nummern in geeigneter Form veröfflichen werden.
Natürlich besteht auch die Möglichkeit. Beiträge von Ihnen etwa
zu spezifischen Problemen Ihrer Fakultät/Universität in unserem
Blatt einer breiten öffentlichkeit zugänglich zu machen.
Wir hoffen also, mit diesem “BUKO-Info“ ein neues Diskussions
forum zu eröffnen, es wird aber ganz wesentlich auch von Ihrem
Engagement abhängen, inwieweit es diese Funktion tatsächlich
erfüllen wird können.

Herbert Hofer-Zeni eh. Birgit Bolognese-Leuchtenmüller eh.



ZUR ARBEIT DER BUNDESKONFERENZ

Nach mehreren mii3glückten Anläufen ist es nun endlich geglückt,
das Informationsblatt der BUKO wieder aufleben zu lassen. Der
Erfolg dieses Blattes ist freilich vom Interesse abhängig, das
dem Inhalt beigemessen wird. Und dieses wiederum ist abhängig
davon, welche Bedeutung man der Arbeit der BUKO beimif3t. Trotz
der Tatsache, da3 die BUKO eine im UOG vorgesehene gesamtöster
reichische Organisation des Mittelbaus ist, ist sie in
Mittelbaukreisen ein oftmals unbekanntes Wesen. Es ist daher
notwendig, in diesem Informations-Blatt - und das soll unter der
Rubrik “Zur Arbeit der BUKO“ regelmäf3ig geschehen - Selbst
darstellung zu betreiben, ich werde also versuchen, jeweils
besondere Aufgabenbereiche der EURO vorzustellen, dafür
Interesse zu wecken und um ihre entsprechende Mithilfe zu
bitten.

Ich beginne in dieser Nummer mit einer von der BUKO neuge
schaffenen Einrichtung, dem “Österreichischen Kuriensprecher
tag“. Dazu einige Vorbemerkungen. Ein wichtiger gesetzlicher
Auftrag ( 106 UOG) an die BUKO besteht in der “Koordination und
Unterstützung der Tätigkeit der Vertreter des Mittelbaus“. Die
Schwierigkeit in der Durchführung des Auftrages liegt nun darin,
daI3 die dafür notwendige Kontaktnahme zwischen Mittelbauver
tretern und BUKO bisher nur unbefriedigend funktioniert hat.
Schriftliche Kontaktnahmen mittels Rundschreiben, Briefen und
sonstigen Aussendungen waren kein Weg. um eine Zusammenarbeit
einzuleiten, geschweige denn fruchtbar weiterzuführen.
Gelegentliche persönliche Kontaktnahme in Seminaren, die die
BUKO veranstaltet - über die ich ein anderes Mal berichten werde
- erwiesen sich ebenfalls als unzureichend.

In dieser Situation kam der Gedanke, die Kuriensprecher des
Mittelbaus (diese Bezeichnung gilt als zusammenfassende
Abkürzung der Kuriensprecher an den Fakultäten, der Sprecher der
Vertreter in den Gesamtkollegien und der Vertreter an den KHS)
denen in ihrem überschaubaren Bereich die Organisation der
Willensbildung des Mittelbaus obliegt, einmal im Semester zu
einer Tagung zusammenzurufen. Die Zusammenarbeit und das
persönliche Kennenlernen schuf damit die Grundlage für einen
aktuellen Informationsaustausch zwischen Basis (= Mittelbau) und
EURO, in der die Kuriensprecher gewisserma3en als Vermittler
wirken.

Im November 1987 hat der “3. Österreichische Kuriensprechertag“
in Graz stattgefunden. über Inhalt und Erfolg lassen Sie sich am
besten persönlich von Ihrem Kuriensprecher in der nächsten
Kuriensitzung informieren.

Bis zum nächsten Mal

Ihr H. Hofer-Zeni



KURZNACHRICHTEN

HOCHSCHULLEHRER-DIENSTRECHT
Nachdem der Entwurf für ein neues Hochschullehrer-Djenstrecht im
November den Ministerrat passiert hat, steht - wie auch von für

Hochschulangelegenheiten maf3geblichen Politikern der Koalitions
regierung versichert wird - einer zügigen parlamentarischen Be
handlung und ehebaldigen Verabschiedung grundsätzlich nichts
mehr entgegen. Dem Terminfahrplan nach soll der Entwurf im
Jänner durch den Verfassungsausschuf3 behandelt werden. Wie
hinlänglich bekannt ist, dauerte das Ringen um einen

‘J tragfähigen, zwischen den maf3geblichen Interessensvertretungen
der Hochschullehrer akkordierten Kompromij3 letztlich 13 Jahre.

Der Wunsch nach einem planmäl3igen Inkrafttreten mit 1.10.1988

ist bei allen Beteiligten dementsprechend grot3. Ein noch be

stehendes Problem soll allerdings nicht unerwähnt bleiben; Die

österreichische Rektorenkonferenz hat dem Parlament eine

Punktuation ihrer Anderungswünsche am vorliegenden Entwurf vor

gelegt. Ihre Forderungen beziehen sich inshesonders auf eine

Bindung des Ministers bei der übernahme ins provisorische. bzw.

ins definitive Dienstverhältnis an einen Antrag der Personal

kommission und auf eine Anderung der derzeit geltenden

Ernennungsvoraussetzungen zum ao.Prof. Da von NR Abg. Khol die

Absicht geäu3ert wurde, seitens der öVP ebenfalls noch

Anderungswünsche (die grof3e Ahnlichkeit mit jenen der Rektoren

konferenz besitzen) einzubringen, könnte am Ende doch noch eine

Verzögerung eintreten, insbesonders dann, wenn eine Nicht-

einigung im Verfassungsausschul3 die Einsetzung eines eigenen

Unterausschusses erforderlich machen würde.

Die Bundeskonferenz hat bereits mehrfach (wie auch die GöD. der

Assistentenverband. der Lektorenverband, der UPV) mit allem

Nachdruck festgestellt, da6 der vorliegende Entwurf als ausver—

handelt zu betrachten ist. Jede Neueröffnung der Diskussion wäre

notwendig mit der Gefahr verbunden, auch andere Gruppen. deren

Anliegen nicht in Idealform verwirklicht wurden, ebenfalls mit

alten oder neuen Forderungen auf den Plan zu rifen. Im Interesse

eines ehebaldigen Zustandekommens des Dienstrechts ist daher zu

hoffen, da(3 der Dienstrechtsentwurf in seiner derzeitigen

Fassung durch den Verfassungsausschui3 gebilligt wird.

LEHRAUFTRAGE:
Nach den vielen Gerüchten um mögliche Kürzungen im Lehrauftrags

budget steht nunmehr fest, da6 es für das Jahr 1988 im Universi



tätsbereich eine Steigerung um 7,3 7, im Kunsthochschulbereicli
um 11 geben wird. Allerdings können derzeit noch keine ver
läl3liclien Prognosen darüber abgegeben werden, ob es 1988 nicht
doch an mehreren Fakultäten aufgrund von Umverteilungen zu
Kürzungen kommen wird. Im BMWF besteht die sehr konkrete Ab
sicht, künftig strengere Kriterien bei der Beurteilung der Not
wendigkeit der einzelnen Lehrauftrage anzuwenden.

ROSSAUER KASERNE:
Wie allgemein bekannt, bemüht die Universität Wien sich seit
Jahren darum, wenigstens Teile des Gebäudes besiedeln zu können.
sobald die Polizei in den für sie über dem Franz Josefs-Bahnhof
errichteten Neubau einzieht. Die Hoffnungen erlitten einen jähen
Dämpfer, als Wirtschaftsminister Robert Graf Mitte November
seine Entscheidung traf, die freiwerdenden. rund zwei Drittel
des Areals dem Verteidigungsministerium zur Verfügung zu
stellen. Der von ihm angekündigte Architektenwettbewerb über die
Nutzung des Gebäudes löste dann auch prompt Empörung bei der
Gemeinde Wien aus, die in Anbetracht ihrer ursprünglichen
Absicht, diese beiden Drittel anzukaufen und sie einer sog.
gemischten Nutzung - Geschäftslokale, Büros, Wohnungen,
Institute. kulturelle Einrichtungen - zuzuführen, von einem
“Scheinwettbewerb“ sprach. (Auch die Ingenieurkammer lehnte
unter diesen Bedingungen eine Beteiligung ab). Mitten in die
allgemeine Aufregung platzte dann die zumindest skurrile Nach
richt, daf3 das Verteidigungsministerium massives Interesse an
einer Besiedlung des vom Innenministerium aus Sicherheitsgründen
abgelehnten Neubaues am Franz Josefs-Bahnhof zeigt. Bleibt also
zu klären, wohin die Polizei übersiedelt, falls es zu einer
solchen Lösung kommen sollte. Sollte sich für die Polizei ein
passendes Quartier finden lassen, bestünden ja wieder Hoffnungen
auf einen zustandekommenden Ankauf durch die Gemeinde Wien und
damit auch wieder für die Universität

INNOVATIONS- UND TECHNOLOGIEFONDS:
Die kürzlich im Parlament beschlossene Einrichtung des genannten
Fonds, aus dem jährlich 500 Millionen Schilling in Forschung und
Entwicklung fliel3en sollen, zeigt wieder einmal mehr ein
prinzipielles Problem der derzeitigen forschungspolitik in
österreich auf. Es können nämlich nur Betriebe in den Genu3 von
Subventionen aus dem sog. “Technologietopf“ kommen, die
Universitäten können nur hoffen, da3 wenigstens auf Umwegen
(nämlich über Aufträge) ein Teil auch für unmittelbar
universitäre Forschung abfällt. Der Hinweis von BM Tuppy. da(3
bereits derzeit rund ein Drittel der forschungsorientierten,
bzw. -abhängigen Betriebe mit Universitätsinstituten kooperiert,



bedeutet in Anbetracht der offensichtlichen Unmöglichkeit eineradäquaten direkten Beteilung der Universitäten aus derartigen
(mit dem ausdrücklichen Ziel einer innovativen Entwicklung)geschaffenen neuen finanzierungsfonds kaum Trost für eine wiedereinmal vertane Chance.

BELASTUNGSPAKET - REAKTION DER HOCHSCHULLEHRER:
Angesichts der überproportionalen Belastung der Hochschullehrer
durch die Budgeteinsparungen der Bundesregierung (“Belastungs—
paket“), von deren realem Ausma(3 alle schon durch einen Ver
gleich der Gehaltszettel für Jänner 1988 mit den Gehaltszetteln
des Vorjahres jetzt eine exakte zahlenmä6ige Vorstellung haben,
wurde von seiten der wichtigesten Interessensvertretungen der
Hochschullehrer folgender Beschlul3 gefal3t: Am 15. Jänner werden
der Assistentenverband in Form einer Delegiertenversammlung, die
Bundeskonferenz in Form einer Plenarsitzung, die Gewerkschaft
der Hochschullehrer in form einer Sitzung der erweiterten
Bundessektionsleitung, das Hochschulreferat der Arztekammer, der
Universitätsprofessorenverband in Form einer erweiterten
Präsidiumssitzung, der Zentralausschu!3 der Hochschullehrer in
Form einer Delegiertenversammlung gemeinsam eine Sitzung an der
Veterinärmedizinischen Universität abhalten, in deren Rahmen
sich aus den genannten Institutionen ein Aktionskomitee:
“Hochschulen in Not“ konstituieren wird. Zugleich soll ein
Aktionsprogramm festgelegt und weitere tla(3nahmen beraten werden.
Geplant ist vor allem ein österreichweiter “Hochschultag“ am
29.februar. der unter möglichst massiver Beteiligung aller
Kolleginnen und Kollegen veranstaltet werden soll. über das
genaue Programm und die Beschlüsse vom 15. Jänner werden die
beteiligten Institutionen noch genau informieren. Wir ersuchen
aber schon jetzt um Ihre Aufmerksamkeit für die diesbezüglichen
Aussendungen und Ihr persönliches Engagement in dieser
gemeinsamen Sache!
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fördert, von denen wohl kaum viel Gegenwehr gegenüber nach

teiligen Vertragsbedingungen zu erwarten ist. Umso mehr

konzentrierte sich daher in der Folge unsere Argumentation auf

die Frage einer effizienten Kontrolle, sowohl hinsichtlich der

Anstellungsbedingungen eventueller Projektmitarbeiter/innen, als

auch in Hinblick auf Inhalt und Umfang “privat“ finanzierter

Vorhaben inklusive den damit möglicherweise verbundenen Aus

wirkungen auf den normalen Lehr- und Forschungshetrieb der

Institute. Trotz der zeitweise sehr kontroversiell geführten

Debatte gelangte die Hochschulplanungskommission aber immerhin

zu einem tragfähigen Kompromiß: der vom BMWF ins Parlament

eingebrachte Entwurf enthielt eine Bestimmung, wonach jeweils

vor Abschluß aller Dienstvertrage auf Drittmittelbasis die

Institutskonferenz zu befassen ist.

Das dicke Ende kam im Parlament, genauer gesagt, in dem für die

Beratung der Novellierung zuständigen Unterausschuß.Exakt dieser

- nicht nur für uns - zentrale Punkt über die Befassung der

Institutskonferenz wurde von den Parlamentariern kurzweg ge

strichen. Die Bundeskonferenz versuchte in der Folge mittels

mehrerer Schreiben an die Mitglieder des Unterausschusses, an

die Wissenschaftssprecher und die Klubobmänner (Klubobfrau) der

Parteien. ihre Forderung nach entsprecheder Kontrolle nicht nur

immer wieder zu unterstreichen. sondern vor allem auch aus

führlich zu begründen, natürlich auch unter Hinweis auf ent

sprechende Beschlüsse etlicher Universitätsgremien (z.B. des der

Medizinischen Fakultät der Universität Wien). Wir sind nach wie

vor der Ansicht — und hier handelt es sich bereits um einen von

den realpolitischen Möglichkeiten diktierten Minimalanspruch,

daß eine effektive Mitsprachemöglichkeit der Institutskonfereriz

und eine Befassung der Fakultät. bzw. Universität/Hochschule

entweder auf dem Wege der Budgetkommissionen oder über eventuell

neu einzurichtende Drittmittelkommissionen absolut berechtigte

Forderungen darstellen, für deren Verwirklichung das UOG auch

das entsprechende Instrumentarium vorsieht. Wir meinen, daß die

Fakultäten, bzw. Universitäten oder Hochschulen ein Recht auf

Information über Inhalt und Umfang der Drittmittelfinanzierung

in ihrem Bereich haben und damit auch auf die Möglichkeit, über

die Verteilung der öffentlichen Mittel eventuell ausgleichend

wirken zu können. So wie es derzeit aussieht, dürfte das einzige

Zugeständnis an alle erhobenen Forderungen nach tatsächlicher

Kontrolle eine Bestimmung sein, wonach der Institutsvorstand

seiner Berichtspflicht über den Abschluß derartiger Verträge in

der nächstfolgenden Institutskonferenz wird nachkommen müssen.

Daß natürlich auch der Bundesminister für Wissenschaft und

Forschung den Abschluß eines Vertrages eventuell untersagen

kann, bedeutet in diesem Zusammenhang jedenfalls keine

substantielle Erweiterung oder Verbesserung der Kontrolle, diese

Möglichkeit besteht ja schon derzeit durch das FOG. Eher im



Gegenteil: der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung istin seinen Einspruchsmöglichkeiten bei Verträgen aufDrittmittelbasis sogar eingeschränkt worden. Denn erstens wurdedie Frist. innerhalb derer eine Aufhebung erfolgen könnte, aufein Monat herabgesetzt worden und zweitens ist dieAufhebungsmöglichkeit nur bei Verträgen gegeben, die über einerProjektsumme von 5‘ Millionen Schilling liegen.
Aber nicht allein die Ablehnung aller Forderungen nacheffektiver Kontrolle ausgerechnet durch Volksvertreter, diesonst immer von notwendiger Transparenz sprechen, gibt zudenken, obwohl dieser hochschulpolitische Rückschlag für sichschon schlimm genug ist. Vor allem die Verweigerung jedwederGrundsatzdebatte über die unzweifelhaft nun vorgenommenehochschulpolitische Weichenstellung beseitigt wohl nachdrücklichalle eventuell gehegten Illusionen bezüglich der realen0 Dimension echter Mitwirkungsmöglichkeiten. Denn immerhin wirdhier ein Schritt in eine stille Teilprivatisierung der
Universitäten gleichsam öffentlich abgesegnet, zum anderen sindin diesem Bereich die eingeübten Spielregeln durch das UOG und
die Personalvertretungsbestimmungen entweder überhaupt nicht
oder jedenfalls viel schwieriger anwendbar.
Für eine offene Diskussion darüber fehlte aber schon deshalb
jede Voraussetzung, weil alle Hinweise auf problematische
Aspekte und zahlreiche offene Fragen umgehend als prinzipiell
negative (=ideologische) Voreingenommenheit gegenüber der Dritt
mittelfinanzierung überhaupt abgetan wurden. Tatsache bleibt
aber, da3 unbestreitbar zumindest eine zunehmende Gefahr der Ab
hängigkeit von “privaten“ Sponsoren mit der Neuregelung ver
bunden ist. Und dies schlicht schon aus dem Grund, daf3 künftig
alle Klagen über fehlende öffentliche Mittel mit einem mehr oder
weniger deutlichen Hinweis auf die ja nunmehr ganz offiziell
bestehende Möglichkeit für mehr Initiative und Phantasie beim
Auftreiben privater Gelder beantwortet werden können. Damit wird
auch ein weiteres - schon jetzt existierendes - Problem sich( noch deutlicher darstellen: Fachbereiche, die unmittelbar
wirtschaftsbezogen arbeiten, werden durchaus verständlicherweise
nicht nur weiter so viel wie möglich an privaten Aufträgen an
Land ziehen, sie werden eine umfangreichere eigene Mittelauf
bringung - ebenso verständlich - auch als erfolgreiche
Institutspoiitik “verkaufen“ können. Was wird dies in Zukunft
aber für jene Fächer bedeuten, für deren Arbeit es keinen un
mittelbaren Markt gibt? Wird die öffentliche Hand hier aus
gleichend eingreifen, oder wird der spärliche private Geldzu
flu(3 als Zeichen ihrer gesellschaftlichen Entbehrlichkeit inter
pretiert werden? Werden bei Projekten auf privater Auftragsbasis
alle wissenschaftlich relevanten Ergebnisse publiziert werden,
auch jene, die der Auftraggeber für überflüssig, bzw. gar nicht
in seinem Sinn gelegen betrachtet? Was bedeutet es für das Klima



an einem Inst Ut a einer Abteilung, wenn einzelne Mitglje

relativ viel Arbeitsintensität in Private Projekte investieren

die die übrigen für sehr außerhalb der SOnStigen Forschungs

arbeit des Instituts für wissenschaftlich nicht Weiterführend

oder aber für die Ursache ihrer Mehrbelastung mit Ständigen

IflStitutsagfl halten?
Zugegb. alle genannten Probleme existieren Schon derzeit

Skeptiker sind überhaupt der Auffassung daß sich durch die

Novellierung nicht allzu viel gegenüber dem Jetztstand ändern

wird. Egal, ob es sich aber jetzt um den Beginn eines tat

sächlich neuen Weges oder ledjgljc um die Festschreibung eines

ISt-Zustandes handelt, die konseque Ausblenuung einer echten

Strukturdebatte für die im Zusammenhang mit dieser Novellierung

eine reale Chance bestanden hätte, läßt wenig vefheißung5011

Perspektiven hinsichtlich des vorhandenen Willens zur ent

(3 sprechenden Problemlösung erkennen.
Im Resume bedeutet all das, daß eine tatsächliche Kontrolle

gegenüber eventuell bedenklichen oder unhiebsamen Entwicklung

im Bereich der Drittmjttelfjflaflz. vor allem über ständige

Aufmerksamkeit und gegebenenf15 auch über die nötige Zivil

courage jedes und jeder einzelnen Hochschullehfer/Hhh

lehrerin funktionieren muß. Das bedeutet, daß ein gemeinsa5

Interesse an information, Transparenz und Kontrolle aber auch

tatsächlich erkennbar gezeigt und dementsprechend artikuliert

wird. Eben etwa dadurch, daß die im Gesetz vorgeseh Berjchts_

Pflicht gegebenenf5 auch im Wege der Forderung nach Einbe

rufung der IflSttutskonferenz zu diesem Zweck eingema wird.

Und schließlich werden wir auch nicht darum herumkommen inner

halb jedes Fakultät5_, Universjtäts_ bzw. Hochschulkohlgj5

geeignete Mittel und ein entsprechendes Instrumentarium dafür zu

finden, fundierte Daten und tatsächliche Möghichkjt des

Reagjer5 im Falle notwendiger Korrekturen ZU erhalten.



t2
3

H

(
D

N

0 cv
z H

0
0

w 0

z



(Wer hätte dies auch ernsthaft angenommen?), sondern am ehesten
über eine Art Leasingverfahren. Die Milliardenankündigung von
Landeshauptmann Ludwig veranlaßte demnach auch einen Kommentator
der Tageszeitung “Kurier“ seinen Beitrag unter den Titel “Sag,
wie macht das der Ludwig?“ zu stellen.
Jedenfalls führte in der folgenden Diskussion kein argumen
tativer Weg mehr an dieser Milliarde vorbei. In Anbetracht der
Finanznöte des Bundes schien es ja auch wirklich schon beinahe
taktios, angesichts der angebotenen Summe überhaupt noch irgend
welche Fragen zu stellen.
Tatsächlich offenbarte genau die Situation, in der sich die
Veterinärmedizin damit befand. überdeutlich die ganze Misere
eines praktisch nicht mehr gegebenen hochschulpolitischen
Planungsspielraumes. Im Grunde muß ja wirklich jed€r Schilling,
der von irgendeiner Seite zur Entlastung des Hochschulbudgets
beigesteuert wird, den Anspruch auf längerfristige, bedarfs-
orientierte Konzepte ins Wanken bringen. Im Falle der Nieder
österreich-Milliarde wurden allerdings auch durchaus “rein“
ökonomisch-rechnerische Bedenken geäul3ert. Geht man von der
Tatsache aus, daß bislang in die Planung des Wiener Neubaues
mehr als 100 Millionen Schilling investiert wurden, die bei
einer Standortverlegung größtenteils als Verlust abzuschreiben
gewesen wären; weiters davon, daß Mittel zum Ankauf eines Grund
stückes hätten aufgebracht werden müssen und bedenkt man ferner.
daß sich die Veterinärmedizinische Universität Wien bisher durch
ihren intensiven Klinikbetrieb zu etwa einem Drittel selbst
erhält, bei einer Verlegung die - aufgrund der eklatant
niedrigeren Zahl von Tierpatienten - naturgemäß großteils
entfallenden eigenen Einnahmen ungleich höhere Folgekosten in
der Erhaltung für den Bund nach sich gezogen hätten, dann stellt
sich natürlich die Frage, wie viel von dieser Milliarde in
einigen Jahren real noch als Finanzentlastung des Bundes
übriggeblieben wäre.
Für eine vollständige Verlegung der Veterinärmedizin nach
Niederösterreich hätte es zudem auch einer UOG-?nderung bedurft,
da in der derzeitigen Fassung ausdrücklich Wien als Standort
bezeichnet wird. Und namens der Regierungspartei SP erklärte
Klubobmann Fischer am Höhepun‘t der Diskussion dezidiert, daß
seine Partei einer derartigen notwendigen ?nderung im Parlament
nicht zustimmen würde. Was wiederum Bundesminister Tuppy nicht
wirklich irrierte, wie er in einem Gespräch mit dem Präsidium
der Bundeskonferenz erkennen ließ. Denn immerhin hätte ja die
Möglichkeit bestanden, mehr oder weniger große Teile der
Universität nach Niederösterreich zu transferieren, ohne daß
dabei der Standort Wien vollends aufgegeben wird (Notfalls
hätte ja sogar ein einziges verbleibendes Institut - etwa das
für Wildtierforschung auf dem Wilhelminenberg - die Stellung und
somit die Standortadresse Wien halten können, Anm.d.Verf.)



Mit Klarheit stand lange Zeit lediglich fest. da3 das derzeitigeGebäude der Veterinärmedizinischen Universität sich laut ihereinstimmendem Urteil sämtlicher Besucher (auch Journalisten) insichtbar desolatem, baufälligem Zustand befindet. Jede Verzögerung des absolut notwendigen Neubaues (und eine solche wärebei einer eventuellen Verlegung nicht einmal konkret quantifizierbar gewesen) mut3te die unzumutbare Verlängerung einerschon jetzt unerträglichen Situation bedeuten. Die Angehörigender Veterinärmedizin haben daher am 13. November in einerdemonstrativen Aktion das durchgeführt, wovon wahrscheinlichWiener Bauarbeiter geglaubt hatten, das sie es ab vergangenenHerbst hätten tun sollen: sie haben auf dem vorgesehenen Grundin Wien-Floridsdorf (symbolisch) zu bauen begonnen.Wie sich jetzt - nachdem endlich doch eine Entscheidung zugunsten des Standortes Wien gefallen ist - zeigt, hat sichdieser Vorgriff auf die Bauarbeiten als einfallsreiche Strategieerwiesen. Das lange Hin und Her bis zur ohnehin einzig möglichenEntscheidung hat lediglich eines bewirkt: eine (unnötige)Verzögerung

HOCHSCHULEN, OFFENTLICHKEIT UND VER0FFENTLICHTE MEINUNGBilanz eines “bewegten“ Herbstes

In den letzten Wochen war von Universitäten und Hochschulen, VonStudierenden und Hochschullehrern, von Raumnöten und knappbemessenem Wissenschaftsbudget in den österreichischen Medien sooft die Rede, wie sonst über ganze Jahre zusammengezählt nicht.(Obgleich bezeichnenderweise sogar diesmal eine Menge unerwähntblieb). Dennoch! Der Umfang der Berichterstattung entsprangdiesmal wohl vor allem der überraschung über die unerwarteteDauer und Intensität der studentischen Protestbewegung, derenAnkündigungssignale den Journalisten und damit der öffentlichkeit vorerst verborgen geblieben waren. Die ungewöhnlichemediale Resonanz auf Hochschulprobleme ist somit zweifellos zuallererst ein Erfolg der Studierenden - und ebenso zweifelloseine Ausnahmeerscheinung.
Im Normalfall nämlich werden Universitäten und Hochschulen erfahrungsgemäf3 zum Bedauern wie zum konkreten Nachteil ihrerAngehörigen in der öffentlichen Wahrnehmung nur höchst marginalregistriert. Wobei noch hinzukommt. dal3 die “Lehrenden“ auf dereinen und die Studier\enden auf der anderen Seite noch ihrejeweils spezifischen Probleme in der Behandlung durch die Medienhaben. Wissenschaft urtd Forschung, Ausbildungsfragen. bzw. derganz normale Universitätsalltag gehören bekannterweise nicht



eben zu den attraktiven Betätigungsfeldern für journalistische

Recherchen. Es ist schon oft darüber diskutiert worden, oh dies

nun primär an den mangelnden Darstellungsfähigkeiten - sowohl

hinsichtlich der öffentlichen Präsentation der einzelnen Gruppen

wie der geleisteten Arbeit - liegt, oder doch am unterdurch

schnittlichen Interesse für die “Produkte“. die die Hochschulen

anzubieten haben. Und zweifellos bestehen objektive Schwierig

keiten damit, gelegentlich doch recht spröde Inhalte öffentlich—

keitswirksam darzustellen. Tatsache ist jedenfalls, daß es ohne

die elektrisierende Wirkung etwaiger Protestaktionen oder

Demonstrationen ein klares Gefälle zwischen Hochschulangehörigen

und Journalisten hinsichtlich des gegenseitigen Interesses

aneinander gibt. Im Normalfall müssen sowohl Studenten/innen wie

Hochschullehrer für ihre Anliegen um ein geneigtes Journalisten-

ohr erst einmal mit entsprechender Hartnäckigkeit kämpfen.

Diese im Normalfall geringe Beachtung, vor allem aber die

fallweise negative Tendenz der Berichterstattung der letzten

Monate sollte für uns doch einen ausreichenden Anlaf3 dar

stellen, einen neuerlichen selbtkritischen Anlauf beim Ober—

denken des entweder überhaupt nicht vorhandenen oder faliweise

sogar negativen Images unserer Hochschulen, bzw. ihrer Gruppen

zu unternehmen. Konzentrieren wir uns zunächst einmal nur auf

die Hochschullehrer und vergleichen wir unsere Aktivitäten

anläf3lich der aktuellen Situation, die durch das “Belastungs

paket“ für uns in besonderem Maße eingetreten ist, etwa mit der

Vorgangsweise der Richter, dann wird bereits klar, dai3 es eine

hausgemachte Misere in der Art unseres öffentlichen Auftretens

gibt. Gelang es den rund 1600 Richtern mit relativ sparsamen

Mitteln - nämlich einem eintägigen Warnstreik - ihren Protest

gegen die (genau wie bei uns) überproportionalen Belastungen mit

einer prinzipiellen Strukturkritik an ihrer Berufssituation zu

verbinden und damit nicht nur großes Medienecho, sondern

eindeutig auch Sympathieeffekte zu erzielen, so gab es bis heute

noch keine vergleichbar geschlossene Aktion der rund 8000 Hoch

schullehrer. Widerstand formierte sich trotz spürbarer allge

meiner Unzufriedenheit nur punktuell und wurde zudem durch

öffentlich demonstrierte Uneinigkeit hinsichtlich möglicher Vor

gangsweisen noch relativiert. Wären einzelne Aktionen nicht doch

noch zum Teil sehr spontan in zeitlicher Verbindung mit den

studentischen Protesten gesetzt worden, so wären unsere Anliegen

wahrscheinlich überhaupt untergegangen. Diese offensichtliche

Uneinigkeit im Vergleich zu den Richtern ist mit dem Hinweis

auf die weit größere Heterogenität unserer Berufsgruppe allein

sicher nicht zu erklären. (Obgleich es natürlich Probleme

schafft, wenn man - bevor man überhaupt über Inhalte zu reden

kommen kann - zunächst einmal erklären muß, daß Hochschullehrer

Professoren, Dozenten, Assistenten, Vertragsassistenten,



Wissenschaftl. h Beamte Bundeslehrer
Lehrbeauftragt etc.

etc sjn Es ist Vor allem die
- mit dieser

Verbundene
- eingeübte negatj PT Jeweils maxi gerade

noch die eigen
Gruppeninteres zu sehen wenn nicht

überhaupt eine faktische Vefejnzeiu eingetreten ist. Was nicht
einge wird, sind die in Problemsituati

erforderlichen
emeinsa

Strategien Dadurch bleibt im Notfall dann auch

adressen.
meist nur das eher hilflose Mittel wechselseitiger

Solidarität5

Ein ebenso hausgemC5
Problem stellt die meist viel zu

geringe Akkordierung Von Standpunkten und Vorgang5 weisen
Zwischen Studierenden und Hochschullehrer dar. Berührungsg5

beiderseits und eine schon vorsichtshalber
Distanz

machen es Schon nach innen hin schwer die Universitäter und
Hochschulen als unteilbares Ganzes zu sehen und verhindern es

__

natürlich erfolgrj in der Öffentlichkeit jemals als Schon
rein zahlenmäßig massive Gruppierung betrachtet zu werden Untei
anderen Umständen Würde ein sonst bei POlitikern und Medien
immer Zählendes Kalkül viel Stärker zum Tragen kommen nämlich
da Studenten/innen und Hochschullehrer zusammen etwa 18O.OQ
Wählerstimme bedeuten und das ist noch allemal eine nicht zu
vernachlässjg

numerische Größe Die offen zur Schau
geste1l Uneinigj der Hochsc.hu;lehT

untereinander der
Studierenden untereinander und die mange1n Verbindung zwischen
beiden Grupp erleichtern es natürlich ungemj die
Hochschulen ffentljCh in immer kleineren Einheiten auseinander
zudividieren deren POlItisches Potential dementsprechend
weniger ernst genommen wird.
Und eines scheint auch klar. Es ist ein ravierefl Fehler,
wenn Von Seiten der Hochschullehrer zukünftig nicht mit
wesentlich mehr Nachdruck ungerechtfrj

Angriffe und Unter
stellung gegenü den Studierenden in den Medien zurückge
wiesen werden Der zeitweise Offene Hohn gegen ihren
Sozialen Forderung

(“Liebe arme Studentenputzi
richtet

0 sich nämlich fallweis in subtilerer Form durchaus auch gegen
die Hochschullehf wenn etwa vom “sprichwörtlih Mut
Pragmatisjf

Dienstnehmer.2 die Rede ist. Es müßte doch ein
emeins5 Ärgernj5 darstellen wenn eine GroBdemonstratio
gegen Sozialabbau und Bildungss0p als Vortraining für den
fitmarsch am Nationalfeiert

bezeichnet wird wenn ein
Kommentator für einen fiktiven Medizinstudent ernstlich be
fürchtet. er werde in zehn Jahren hilflos an einer
operation Scheitern, weil er zu der Zeit, in der Sie gerade
durchgeno

wurde (?)‚ gestre hat Wenn als zynische
Replik auf ravierfl Probleme der Hochschulen der Ratschlag
“Studenten sparfli«5

erfolgt, oder wenn unterstellt wird daj3 an
den Hochschulen “jungen Leuten ein paar Jahre Frühpensjon ver



schafft würden, weil die Universitäten angeblich “zu sozialen

Wärmestuben für Unentschlossene“6 zu verkommen drohen. Wertn

schon nicht aus prinzipiellem GerechtigkeitsbedürfniS, so zu

mindest im ureigensten Interesse mut3 ganz einfach zur Kenntnis

genommen werden, da jede gezielte Desavouierurig der

Studierenden zugleich immer auch einen Angriff gegen die

Reputation der Hochschulen an sich wie natürlich auch gegen die

der Hochschullehrer bedeutet. Die Erfahrungen der letzten Zeit

geben jedenfalls einen guten Testfall für die Lernfähigkeit

aller Beteiligten in Hinblick auf künftiges Verhalten und

Strategien in der Öffentlichkeitsarbeit ah.

FuF3noten:
1) “Menschlich gesehen“ Kurier, 23.10.87

2) Kurier, 21.10.87

3) Presse, 23.10.87

4) Wr.Zeitung, 23.10.87 (“Die Studenten streiken“)

5) Jens Tscheöull, Profil, 27.10.87

6) Presse, 11.11.87 (Marie-Therese Hemetsberger “Studenten in

Frühpension“)
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